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Zur Beiziehung von forensisch-psychiatrischen 
und forensisch-psychologischen Gutachten
Oberrichter Dr. JOACHIM SCHLEGEL, Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts
Dr. MARGOT AMBOSS, Richter am Obersten Gericht

Der Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 
22. März 1989 zur Beiziehung von Sachverständigengutach
ten für die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit (§§ 15, 16 
StGB) und der Schuldfähigkeit (§66 StGB)1 vermittelt wich
tige, für die Rechtsprechung verbindliche Orientierungen. Er 
hebt die Beschlüsse des Präsidiums des Obersten Gerichts 
vom 30. Oktober 1972 und vom 7. Februar 1973 zu diesen 
Fragen1 2 auf. Mit der neuen Beweisrichtlinie vom 15. Juni 
19883 wurden generelle Festlegungen zur Arbeit mit Sach
verständigengutachten getroffen. Der Präsidiumsbeschluß 
vom 22. März 1989 konzentriert sich daher noch stärker auf 
spezielle Orientierungen. Er trägt zugleich den langjährigen 
Erfahrungen aus der Rechtsprechung wie auch neuen wis
senschaftlichen Erkenntnissen der Forensischen Psychiatrie 
und Psychologie Rechnung.

Der Erlaß dieses Beschlusses macht deutlich, daß foren
sische Begutachtungen in bestimmten Fällen wichtige, durch 
nichts zu ersetzende, den Maßstäben der Beweisrichtlinie 
des Plenums des Obersten Gerichts entsprechende Beweis
mittel sind.

In der Rechtsprechung wurden, ausgehend von der Rege
lung in § 8 StPO, stets die Aufgaben zur Feststellung der 
Wahrheit in den Mittelpunkt gestellt. Sie stehen in unmit
telbarem Zusammenhang zur Verantwortung, die die Ge
richte für die Sicherung der Rechte des Beschuldigten bzw. 
Angeklagten sowie des Geschädigten und für das Ver
trauensverhältnis zwischen Bürger und Staat tragen. Strikte 
Wahrung der Gesetzlichkeit ist Verfassungsauftrag und ge
währleistet im Strafverfahren wichtige Grundrechte der 
Bürger. Das Gericht hat bei der Wahrheitsfindung wissen
schaftlich begründet vorzügehen und eine allseitige und un
voreingenommene Beweisführung zu sichern. Das gilt auch 
für die Aufklärung der subjektiven Bedingungen der Straf
tat. Dazu trägt die Klärung von forensisch-psychiatrischen 
bzw. forensisch-psychologischen Problemen und Erschei
nungsformen bei, weil von der verantwortungsbewußten, 
wissenschaftlich fundierten und überzeugenden Beantwor
tung entsprechender Fragestellungen das Ergebnis der oft 
schwerwiegenden gerichtlichen Entscheidungen mitbestimmt 
wird.

Die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten und den 
forensischen Sachverständigen war zu jeder Zeit von dem 
Grundsatz bestimmt, daß die Feststellung der Wahrheit not
wendige Voraussetzung gesetzlicher und gerechter Entschei
dungen ist. Alle vom Gericht getroffenen Feststellungen, 
d. h. auch jene zur Zurechnungsfähigkeit des Täters bzw. 
Schuldfähigkeit des Jugendlichen, müssen wahr sein. Der 
Grundsatz des Strafverfahrens, daß nur der Schuldige, aber 
kein Unschuldiger strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden darf (§ 1 StPO), schließt die exakte Feststellung 
hierzu unter den in §§ 15, 16 und 66 StGB genannten Kri
terien ein. Es sind somit gleichermaßen hohe Ansprüche so
wohl an die Tätigkeit des Sachverständigen als auch an die 
der Gerichte gestellt. Die Qualität der Rechtsprechung wird 
daran gemessen, wie Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit gegen
über jedermann durchgesetzt werden. Da für die Rechtspre
chung notwendiges Wissen in bestimmten Fällen auch durch 
die Tätigkeit der forensisch-psychiatrischen bzw. psycholo
gischen Sachverständigen zu erlangen ist, kann und darf 
auf ihre Erkenntnisse nicht verzichtet werden. Dies gilt so
wohl für Strafverfahren mit einfachen als auch für solche 
mit komplizierten Sachverhalten. Die Feststellung der Wahr
heit im Strafverfahren erfordert den zweifelsfreien Nach
weis der Schuld. Daher dient ein forensisches Gutachten nur 
dann der Feststellung der Wahrheit, wenn es auf wissen
schaftlichen Erkenntnissen beruht und richtige- Informatio
nen vermittelt.

Für die Wahrheitsfindung als notwendige Voraussetzung 
gesetzlicher, gerechter und gesellschaftlich wirksamer Ent
scheidungen ist in den erforderlichen Fällen die Erstattung 
eines forensischen Gutachtens unabdingbar.

Grundsätze für die Beiziehung von Gutachten

Anliegen des Beschlusses vom 22. März 1989 ist es, Ansatz
punkte zu vermitteln, die zu begründeten Zweifeln an der 
Zurechnungsfähigkeit oder der Schuldfähigkeit Jugendlicher

Anlaß geben. Der Beschluß selbst beantwortet nicht die 
Frage, ob Zurechnungsfähigkeit oder Schuldfähigkeit vor
liegt. Er weist nur auf bestimmte Fakten hin, die — falls sie 
Zweifel begründen — eine Begutachtung erfordern.

Im Beschluß sind Grundorientierungen dargelegt, die be
reits in den früheren Beschlüssen enthalten waren und sich 
über viele Jahre bewährt haben. Dies sind insbesondere fol
gende :
— Für die Anforderung eines Sachverständigengutachtens 

müssen begründete Zweifel vorliegen.
— Forensisch-psychiatrische bzw. psychologische Gutachten 

können nicht durch eigene Sachkunde ersetzt werden.
— Zweifel darüber, ob ein Sachverständigengutachten ein

zuholen ist, sind mittels Konsultationen gemäß § 199 
StPO zu klären.
Mit dem Beschluß weist das Präsidium des Obersten Ge

richts nochmals nachdrücklich darauf hin, daß sich die Ent
scheidungsfähigkeit des Täters stets auf ein bestimmtes straf
bares Handeln bezieht. Festgestellte Auffälligkeiten, die zu 
Zweifeln an der Zurechnungsfähigkeit bzw. Schuldfähigkeit 
geführt haben, dürfen nicht von den konkreten Umständen 
des Tatgeschehens und von den realen Verhaltensanforde
rungen losgelöst betrachtet werden.

Gutachten zur Prüfung der Zurechnungsfähigkeit 
In Ziff. 1.1. des Beschlusses wird hervorgehoben, daß Auf
fälligkeiten der Persönlichkeit des Täters erst dann eine Be
gutachtung erfordern, wenn sich aus ihnen eine Beziehung 
zur Tat ergibt. Die Aussage, daß auch psychisch auffällige 
Täter in der Lage sein können, elementare Regeln des Zu
sammenlebens zu befolgen, orientiert auf diesen Tatbezug; 
so ist z. B. ein leicht Schwachsinniger für einen Diebstahl in 
der Regel strafrechtlich uneingeschränkt verantwortlich, so 
daß sich diese psychische Auffälligkeit nicht in den Um
ständen der Tat objektiviert, d. h. keinen Einfluß auf die 
Entscheidungsfähigkeit hat. Im Zusammenhang damit ist 
auf folgendes hinzuweisen:

Erfolgte bereits nachweisbar eine psychiatrische Behand
lung wegen schwerer psychischer Störungen, insbesortdere 
im Sinne einer dauernden krankhaften Störung der Gei
stestätigkeit (z. B. Schizophrenie, erheblicher Schwachsinn 
und andere schwere Erkrankungen aus dem psychiatri
schen Bereich), dann ist im allgemeinen eine Begutachtung 
auch dann gerechtfertigt, wenn für den Anforderer des Gut
achtens ein Tatbezug nicht sofort erkennbar ist. Der Sach
verständige muß, falls tatbezogene Auswirkungen von psy- 
chopathologischen Störungen auf die Entscheidungsfähigkeit 
vorliegen, diese begründet darlegen.

Entsprechend den in Ziff. 1.1. des Beschlusses erwähnten 
erheblichen Auffälligkeiten der Persönlichkeit des Täters 
sind nur jene strafrechtlich von Bedeutung, die den Ver
dacht psychopathologischer Persönlichkeitsveränderungen 
oder Zustände begründen und die als krankhafte Faktoren 
geeignet sind, die Zurechnungsfähigkeit i. S. der §§15, lf 
StGB zu beeinflussen.

Zu den Auffälligkeiten im Tatverhalten wird u. a. in 
Ziff. 1.2. (letzter Beistrich) des Beschlusses auf extreme Kon
flikte, die zu einem erheblichen Affektstau führten, bei nicht 
besonders auffälligem Tatverhalten hingewiesen. Der Un
terschied zu den vorher beschriebenen Affektentladungen 
besteht darin, daß es sich dabei um einen durch anhaltende 
Konfliktentwicklung angestauten Affekt handelt, der sich 
nicht durch explosives Verhalten in den äußeren Umstän-

1 Der Beschluß ist veröffentlicht in NJ 1989. Heft 5, S. 210.
2 Beschluß über die Voraussetzungen für die Beiziehung von foren

sischen ^Gutachten zur Prüfung der Zurechnungsfähigkeit (§§ 15. 
16 StGB) und der Schuldfähigkeit (§ 66 StGB) von Tätern vom 
30. Oktober 1972 - I PrB 1 - 112 - 3 72 - (NJ-Beilage 4/72 zu 
Heft 22; OG-Informationen 1986, Nr. 5, S. 28 ff.).

Beschluß zur Arbeitsweise bei der Einholung und Prüfung psy
chiatrischer und psychologischer Gutachten vom 7. Februar 1973 - 
I PrB 1 - 112 - 2/73 - (NJ-Beilage 2 73 zu Heft 6; OG-Informatio
nen 1986, Nr. 5, S. 38 ff.).

3 Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen der ge
richtlichen Beweisaufnahme und Wahrheitsfindung im soziali
stischen Strafprozeß — Beweisrichtlinie — vom 15. Juni 1988 (GBl. I 
Nr. 15 S. 171; NJ 1988. Heft 8, S. 315; OG-Informationen 1988. Nr. 4 
S. 3). Vgl. dazu auch den erläuternden Beitrag von G. Körner/ 
R. Schröder in NJ 1988, Heft 8, S. 310 ff. (314).


